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«Es ist eine Sauerei»
EinGrundeigentümer imTüfentobel kritisiert die Stadt scharf, weil ihn diese enteignet – und keinenRappen dafür bezahlenwill.

Sandro Büchler

Es geht um viel Dreck – und um
viel Geld in derDeponie Tüfen-
tobel. Dazu schwelt ein Rechts-
streit zwischen einem Landwirt
undderStadtSt.Gallen.Manche
sehen darin einenKampfDavid
gegenGoliath.«Es ist eineSaue-
rei,welchesMachtspieldieStadt
hier abzieht», sagt der betroffe-
neBauer.

Der 56-Jährige betreibt am
östlichenRandvonAbtwil einen
BauernhofmitMilchkühen.Ge-
rade erntet er Äpfel. Unweit der
ObstbäumebesitztderMannam
Rand der Deponie zwei Parzel-
lenLandmit rundvierHektaren
Wald. Auf diese hat es die Stadt
abgesehen. Denn in der Ost-
schweiz herrscht Deponie-
knappheit.DieStadtwill dieDe-
poniedeshalbbereits seit Jahren
vergrössern.

Im Tüfentobel können mit
der laufenden Bewilligung
800 000Kubikmeter Aushub-
material abgelagert werden.
Würde man den Bauschutt auf
Lastwagen verteilen, ergäbe
sich eine Fahrzeugkolonne von
St.Gallen bis nachGenf und zu-
rück. 2017 hiess das Stadtparla-
ment einen Kredit von 2,1 Mil-
lionenFranken gut, umdieDe-
ponie zu erweitern und die
Grundeigentümer rund umdie
Deponie für die Auffüllrechte
zu entschädigen. Deren ab-
schüssiges Land wird aufge-
füllt.

Stadt rügtdie
Schätzungskommission
Doch mit einem Landbesitzer
wurdedieStadtnichteinig.Es ist
der 56-jährige Landwirt. 2.50
Franken pro eingebautem Ku-
bikmeter erschienen ihm nicht
marktgerecht, obwohl er da-
durch von der Stadt rund
750000Frankenerhaltenhätte.
Die Stadt leitete deshalb 2018
ein Enteignungsverfahren ein.
Er zog den Fall bis vors Bundes-
gericht – und verlor. Die Stadt
darf den Waldbesitzer also ent-
eignen –muss ihn aber entschä-
digen.

Nun sollte die Schätzungskom-
mission für Enteignungen des
Kantons St.Gallens den Betrag
festlegen. Ihren Entscheid hat
sie Mitte Mai an die Stadt und
denAbtwilerLandwirt gesandt.
Das 23-seitige Dokument liegt
demSt.GallerTagblatt vor.Auf-
grund eines Vergleichs mit an-
deren Deponien in der Umge-
bung sei ein Marktpreis pro
Kubikmeter von 4 Franken an-
gemessen.Würdedie Stadtdie-
sen Betrag akzeptieren, müsste
sie dem Bauern 1,2 Millionen
Franken zahlen. Und nicht nur
das. ImSinnederGleichberech-
tigung müsste die Stadt auch
den anderen Grundeigentü-
mern die Differenz von 1.50
Franken pro Kubikmeter nach-
zahlen.

Jetztwill dieStadtdenLand-
wirt unentgeltlich enteignen.
Sprich, ohne einen Rappen zu
bezahlen. Die Stadt ficht den
Entscheid der Schätzungskom-

mission an und hat Beschwerde
beimVerwaltungsgericht einge-
legt. Die Argumente der Stadt
sind scharf formuliert. Die
Schätzungskommission habe
rechtlicheGrundsätze falschan-
gewandt und eine unzutreffen-
de, rechtswidrigeEntschädigung
festgelegt.Es sei garkeinMarkt-
wert fürdasAuffüllrechtvorhan-
den, folglich sei auch kein Ver-
gleichmitanderenDeponienzu-
lässig. Vielmehr will die Stadt
lediglichdenentgangenenHolz-
ertrag und den Minderwert des
Waldstücks entschädigen. Fors-
tetdieStadtdenWaldwiederauf
und tut dies auf sauberem Erd-
reich,werdehöchstenseinmini-
maler Verlust resultieren, sagt
der Grundeigentümer. Weil der
Wald nachher auf mehrheitlich
flachem Land steht und somit
einfacher zu bewirtschaften
wäre,müsseer schlimmstenfalls
sogar fürdiesenMehrwertdrauf-
legen. «Das ist eine Idiotie.»

Das Auftreten der Stadt macht
den Milchproduzenten sprach-
los. Deshalb wende er sich jetzt
an die Medien. Der Bauer sagt,
mitder jetzt angestrebtenunent-
geltlichen Enteignung habe die
StadtdasFass für ihnzumÜber-
laufen gebracht.

«Dannkönnensiemachen,
wassiewollen»
«Kommt sie damit durch,
schafftdies eingefährlichesPrä-
judiz für die ganze Schweiz.»
DannmüsstenandereDeponie-
betreiberinnen und Behörden
nur ein öffentliches Interesse
darlegen und könnten Private
praktisch ohne Entschädigung
enteignen. «Dann können sie
machen, was sie wollen.» Für
den Fall, dass das Verwaltungs-
gericht statt des Minderwerts
docheinenMarktwert bestätigt,
will die StadtdieEntschädigung
auf maximal 2.50 Franken be-
schränken.DochdemLandwirt

geht esnichtnurumsGeld, son-
dern um drei ganz andere Din-
ge: Einerseits will er, dass sein
Wald sauber rekultiviert wird.
Das heisst, der künftige Wald-
bodensoll ausnährstoffreichem
Humus und «Muttererde» be-
stehen, sagt er.Andererseitswill
er die Stadt für eine Nachsorge
von 50 Jahren verpflichten.
«Aber aufdiese zweiDingegeht
die Stadt gar nicht erst ein.» So
wolle sie lediglich für fünf Jahre
Nachsorge betreiben. Für eine
seriöse Rekultivierung der gan-
zenDeponiemüsstendieBetrei-
ber in den Augen des Bauern
jetzt das gute Erdreich, das für
die oberste Deckschicht ge-
brauchtwird,beiseitelegen–und
nicht heute schon einbauen.
«Das fehlt sonst amSchluss.»

VergesseneRohre
undstillstehendeBahn
Dochdagibt es noch einendrit-
ten Grund, weshalb sich der

Waldbesitzer immerwieder zur
Wehr setzt gegen den Goliath,
die Stadt St.Gallen.Denn inder
Deponie gehe es nichtmit rech-
ten Dingen zu und her. Der
56-Jährige beobachtet das Tun
imTobel genau.

Er berichtet von einer man-
gelhaften Entwässerung der
Deponie. FürdiekleinenSeiten-
bäche an der Westflanke des
Tüfentobels seien zwar Leitun-
gen verlegt worden. Doch die
Rohre sindviel zu klein. 20Zen-
timeter, statt mindestens 90
Zentimeter. Dort habe man
auch den Anschluss an den
Hauptkanal vergessen.Die Fol-
ge: Bei starken Regenfällen
fliesst dasWasser unkontrolliert
durch die Deponie, es bilden
sich Seen.Bereits 2017mussten
deshalb Stabilisierungsmass-
nahmen getroffen und nach-
träglich Drainagen eingebaut
werden. Kostenpunkt: rund
eine Million Franken. Das be-
legt eineVorlage imStadtparla-
ment für einen entsprechenden
Kredit.

Weitere Dinge erscheinen
demBauernmerkwürdig: So sei
ein Versuchsgarten für die Re-
kultivierung eingegangen und
klammheimlich beerdigt wor-
den. Was ihn noch mehr ver-
wundert: Bei der weiteren Pla-
nung laufe aktuell nur wenig.
Die Lenkungsgruppe sei seit
rund fünf Jahren inaktiv. Auch
dieDeponieseilbahn –dafür ge-
baut, damit dasAushubmaterial
von den Lastwagen nicht durch
die ganze Deponie gefahren
werdenmuss – steht still.

Bei einem Augenschein vor
Ort kippen Lastwagen direkt
unterhalb der Seilbahn ihre La-
dung aus. «Eigentlich müsste
jetzt – dadieBlockade aufgeho-
ben ist – LastwagenumLastwa-
gen daherkommen», sagt der
Landwirt. Stattdessen gehe es
gemächlich zu und her. «Bei
diesem Tempo wird die De-
poniemit der aktuell geplanten
zusätzlichen Erweiterung im
angedachtenZeitraumbis 2035
oder 2040 nie und nimmer
voll», so der 56-Jährige.

Im Tüfentobel werden von der Spisegg her Richtung Engelburg nicht brennbare Abfälle aus der Region abgelagert. Bild: Sandro Büchler

Nachgefragt

«Die Entschädigungen erreichen teils exorbitante Höhen»
Stadtrat Peter Jans, Vorsteher
der Direktion Technische Be-
triebe, nimmt Stellung zu den
Vorwürfen.

Weshalbwill die Stadt
St.GallendenAbtwiler
Grundeigentümerunentgelt-
lich enteignen?
Peter Jans:Die Stadt will diesen
Grundeigentümer nicht unent-
geltlichenteignen.DieStadthat
mit allen Grundeigentümerin-
nen das Gespräch gesucht und
allen den gleichen Betrag pro
eingebaute Menge angeboten.
Der entsprechendeBetragwur-
de vom Stadtparlament bereits
bewilligt.Mit allenausser einem
konntedieseLösungdannauch
vertraglich vereinbart werden.

Der Angesprochene hat jedoch
einedeutlichhöhereEntschädi-
gung verlangt. Aufgrund ihrer
Verantwortung gegenüber den
Gebührenpflichtigen sah sich
die Stadt St.Gallen gezwungen,
das Enteignungsverfahren ein-
zuleiten.

Wofürder Landwirt ent-
schädigtwird?
Das Gesetz sieht vor, dass bei
einer Enteignung eine ange-
messene Entschädigung zu be-
zahlen ist. Angemessen bedeu-
tet, dass die private Person fi-
nanziell so zu stellen ist, wie
wenn keine Enteignung statt-
gefunden hätte. Anders aus-
gedrückt soll der erlittene Ver-
lust finanziell ausgeglichenwer-

den – nicht weniger, aber auch
nicht mehr. Eine Gewinnbetei-
ligung sieht das Gesetz nicht
vor.

Die Stadtwill jetzt keinen
Marktwert bezahlen, son-
dern lediglichdenMinder-
wert entschädigen.
Die Schätzungskommissionhat
nuneinenEntscheid gefällt, der
nachBeurteilung unserer Juris-
ten von den gesetzlichen Krite-
rien abweicht, indem sie einen
«Marktwert» für das Auffüll-
recht vergüten will. Die Stadt
hat darumdiesenEntscheid an-
gefochten.

Hatdie Schätzungskommis-
sion alles falsch gemacht?

Die Schätzungskommissionhat
nicht alles falsch gemacht, aber
sie hat nach der Beurteilung
unserer Juristen einen wesent-
lichen Kern der Sach- und
Rechtslage nicht erkannt oder
falsch interpretiert unddeshalb
imErgebnis einen falschenEnt-

scheid gefällt. Deshalb hat die
Stadt St.Gallen beim Verwal-
tungsgericht Beschwerde erho-
ben, dort ist das Verfahren der-
zeit hängig.

Schafft die Stadt hier einen
Präzedenzfall?
EsgabeineZeit, in der es selbst-
verständlich war, Land für eine
Deponie kostenlos zur Verfü-
gung zu stellen. Die Gegenleis-
tungwar, dass dasGeländebes-
sermodelliert unddamit besser
bewirtschaftbar zurückgegeben
wurde. Diese Haltung hat sich
imLaufederZeit verändert.Mit
zunehmender Deponieknapp-
heitwurden immerhöhereEnt-
schädigungenverlangt.DaEnt-
eignungen sehr aufwendig sind,

wurdendieseEntschädigungen
in der Regel auch bezahlt.

HatderWind
gedreht?
In jüngster Zeit haben die Ent-
schädigungen teilweise exorbi-
tante Höhen erreicht. Auch die
Stadt St.Gallen war bereit, Ent-
schädigungen zu bezahlen, al-
lerdings nicht in beliebiger
Höhe. Es gilt, das öffentliche
Interesse zu wahren und eine
ungesundeEntwicklungzustop-
pen. Aus Sicht der Stadt St.Gal-
len ist eine Entschädigung des
Minderwerts gemäss unserem
Antrag kein Novum, sondern
stünde imEinklangmit der bis-
herigenenteignungsrechtlichen
Gerichtspraxis. (sab)

Peter Jans, St.Galler Stadtrat und
Vorsteher der Direktion Techni-
sche Betriebe. Bild: zvg


